
Vereinigten Arabischen Emirate, der Vereinigten Republik Tansania, Vietnams und Zyperns gemäß Regel 37 
seiner vorläufigen Geschäftsordnung einzuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des folgenden Punktes 

teilzunehmen: 

„Frauen und Frieden und Sicherheit 

Bericht des Generalsekretärs über Frauen und Frieden und Sicherheit (S/2015/716) 

Schreiben des Ständigen Vertreters Spaniens bei den Vereinten Nationen vom 1. Oktober 2015 an 

den Generalsekretär (S/2015/749)“. 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat außerdem, Phumzile Mlambo-Ngcuka, die Exekutivdirektorin 

der Einheit der Vereinten Nationen für Gleichstellung und Stärkung der Frauen (UN-Frauen), gemäß Re-

gel 39 seiner vorläufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme einzuladen. 

Auf derselben Sitzung beschloss der Rat ferner, Julienne Lusenge und Yanar Mohammed von der Ar-

beitsgruppe nichtstaatlicher Organisationen über Frauen, Frieden und Sicherheit und Alaa Murabit von „The 

Voice of Libyan Women“, gemäß Regel 

-

sekretärs der Organisation der amerikanischen Staaten, und Miroslava Beham, die Leitende Beraterin für 

Geschlechter- und Gleichstellungsfragen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 

gemäß Regel 39 seiner vorläufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme einzuladen. 
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bekräftigend, dass die Stärkung der Frauen und Mädchen und die Geschlechtergleichstellung für die Kon-

fliktprävention und die umfassenderen Anstrengungen zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 

Sicherheit unverzichtbar sind, in dieser Hinsicht darauf hinweisend, dass in dem Bericht der Hochrangigen 

unabhängigen Gruppe für Friedensmissionen305, dem Bericht der Sachverständigen-Beratergruppe und in der 

globalen Studie unter anderem die Notwendigkeit hervorgehoben wird, stärker in die Konfliktprävention und 
die Stärkung der Frauen zu investieren, und betonend, dass die fortbestehenden Hindernisse für die volle 

Durchführung der Resolution 1325 (2000) nur durch entschlossenes Eintreten für die Teilhabe und die Men-

schenrechte der Frauen und durch konzertierte Führungsanstrengungen, konsequente Informationsarbeit und 

Maßnahmen sowie Unterstützung zugunsten der stärkeren Einbeziehung von Frauen auf allen Entschei-

dungsebenen abgebaut werden können, 

 erneut erklärend, wie wichtig es ist, dass sich Männer und Jungen als Partner für die Mitwirkung der 

Frauen an der Verhütung und Beilegung bewaffneter Konflikte, an der Friedenskonsolidierung und in Post-

konfliktsituationen einsetzen, 

 feststellend, dass der globale Kontext für Frieden und Sicherheit sich verändert, insbesondere im Zu-

sammenhang mit dem Anstieg des gewalttätigen Extremismus, der den Terrorismus begünstigen kann, der 

gestiegenen Zahl der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen, den Auswirkungen des Klimawandels und der 

weltweiten Dimension von Pandemien, und in dieser Hinsicht erneut erklärend, dass er beabsichtigt, sich in 
allen auf seiner Tagesordnung stehenden einschlägigen thematischen Arbeitsbereichen verstärkt mit Frauen 

und Frieden und Sicherheit als Querschnittsthema zu befassen, so auch unter dem Punkt Bedrohungen des 

Weltfriedens und der internationalen Sicherheit durch terroristische Handlungen, 

 in dem Bewusstsein, dass sich Terrorismus und gewalttätiger Extremismus in besonderer Weise auf die 

Menschenrechte von Frauen und Mädchen auswirken, unter anderem in Bezug auf ihre Gesundheit, ihre 

Bildung und ihre Teilhabe am öffentlichen Leben, und dass sie oftmals direktes Angriffsziel terroristischer 

Gruppen sind, mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis darüber, dass Akte sexueller und geschlechtsspezi-

fischer Gewalt bekanntermaßen Teil der strategischen Ziele und der Ideologie bestimmter terroristischer 

Gruppen sind, als Taktik des Terrorismus eingesetzt werden und diesen Gruppen dazu dienen, durch Unter-

stützung der Finanzierung ihrer Aktivitäten, Anwerbung und die Zerstörung von Gemeinschaften ihre Macht 

zu steigern, wie im Bericht des Generalsekretärs vom 23. März 2015 über sexuelle Gewalt im Zusammen-
hang mit Konflikten306 beschrieben, und Kenntnis nehmend von den bewährten Verfahren des Globalen Fo-

rums Terrorismusbekämpfung betreffend Frauen und Bekämpfung des gewalttätigen Extremismus, 

 sowie im Bewusstsein der Bedeutung des fünfzehnten Jahrestags der Verabschiedung der Resolution 

1325 (2000), der erzielten Fortschritte sowie der Chancen und der Notwendigkeit einer weitaus stärkeren 

Umsetzung der Agenda für Frauen und Frieden und Sicherheit, nach wie vor zutiefst besorgt darüber, dass 

Frauen in vielen formalen Verfahren und Organen im Zusammenhang mit der Wahrung des Weltfriedens und 

der internationalen Sicherheit häufig unterrepräsentiert sind, dass es relativ wenige hochrangige Frauen in 

nationalen, regionalen und internationalen Institutionen, die sich mit politischen Fragen und Fragen des Frie-

dens und der Sicherheit befassen, gibt, dass es innerhalb dieser Strukturen an angemessenen und geschlech-

tersensiblen humanitären Maßnahmen und der Unterstützung von Frauen in Führungsrollen mangelt, dass 

für den Bereich Frauen und Frieden und Sicherheit nicht genügend Finanzmittel bereitgestellt werden und 

dass dies nachteilige Auswirkungen auf die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit hat, 

 ferner in Anerkennung des wichtigen Beitrags, den die Zivilgesellschaft, einschließlich Frauenorgani-

sationen, während der vergangenen 15 Jahre zur Durchführung der Resolution 1325 (2000) geleistet hat, 

 anerkennend, dass das neue Globale Instrument für beschleunigte Maßnahmen im Bereich Frauen, Frie-

den und Sicherheit und humanitäre Maßnahmen neben den bestehenden ergänzenden Mechanismen einer der 

Wege zur Mobilisierung von Mitteln, zur Koordinierung der Maßnahmen und zur Beschleunigung der Um-

setzung ist, 

_______________ 

305 Siehe S/2015/446. 

306 S/2015/203. 
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 5. ist sich der weiteren Notwendigkeit bewusst, die Resolution 1325 (2000) noch stärker in seine 

eigene Arbeit im Einklang mit Resolution 2122 (2013) einzubinden, einschließlich der Notwendigkeit, die 

Herausforderungen bei der Bereitstellung konkreter Informationen und Empfehlungen zu den geschlechts-

spezifischen Dimensionen der auf der Tagesordnung des Rates stehenden Situationen anzugehen, um die 

Beschlussfassung des Rates zu fundieren und zu stärken, und daher, zusätzlich zu den in Resolution 2122 

(2013) aufgeführten Elementen und im Einklang mit der üblichen Praxis und den etablierten Verfahren, 

 a) bekundet er seine Absicht, seine zuständigen Sachverständigen in eine informelle Sachverständi-








